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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/14182 

 
 

2  

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/14182 

 
 

3 

G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung   Beschlüsse des Ausschusses  

 
Gesetz zur Bewertung, Darstellung und 
Schaffung von Transparenz von Ergeb-
nissen amtlicher Kontrollen in der Le-

bensmittelüberwachung (Kontrollergeb-
nis-Transparenz- 

Gesetz - KTG) 
 

 

 Gesetz zur Bewertung, Darstellung und 
Schaffung von Transparenz von Ergeb-
nissen amtlicher Kontrollen in der Le-

bensmittelüberwachung (Kontrollergeb-
nis-Transparenz-Gesetz - KTG) 

 
 

Gesetz 
zur Bewertung, Darstellung und Schaf-
fung von Transparenz von Ergebnissen 

amtlicher Kontrollen in der Lebensmittel-
überwachung 

(Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz – 

KTG) 
 

 Gesetz 
zur Bewertung, Darstellung und Schaf-
fung von Transparenz von Ergebnissen 

amtlicher Kontrollen in der Lebensmittel-
überwachung 

(Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz – 

KTG) 
 

§ 1 
Gesetzeszweck, Anwendungsbereich, 

zuständige Behörde 
 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern die Ergebnisse 
von Kontrollen der amtlichen Lebensmittel-
überwachung (amtliche Kontrollen) nach Ar-
tikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 über amt-
liche Kontrollen zur Überprüfung der Einhal-
tung des Lebensmittel- und Futtermittel-
rechts sowie der Bestimmungen über Tier-
gesundheit und Tierschutz (ABl. L 165 vom 
30.4.2004, S. 1, L 191 vom 28.5.2004, S. 1), 
die zuletzt durch Verordnung (EU) Nr. 
652/2014 (ABl. L 189 vom 27.6.2014, S. 1) 
geändert worden ist, in verständlicher Form 
leicht zugänglich (transparent) zu machen. 
Dazu werden die Ergebnisse amtlicher Kon-
trollen gemäß den Vorschriften dieses Ge-
setzes nach einheitlichen Beurteilungsmerk-
malen ermittelt, bewertet, dargestellt und 
transparent gemacht.  

 

 § 1 
Gesetzeszweck, Anwendungsbereich, 

zuständige Behörde 
 

Unverändert  

(2) Die Vorschriften des Gesetzes gelten für 
alle Lebensmittelbetriebe, bei denen im Rah-
men der regelmäßigen amtlichen Kontrolle 
zur Ermittlung der risikoorientierten Kontroll-
frequenz alle Beurteilungsmerkmale nach § 
2 Absatz 1 Nummer 2 überprüft werden. Die 
Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für 
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die Ergebnisse amtlicher Kontrollen in Be-
trieben der Primärproduktion. 
 
(3) Zuständige Behörde im Sinne dieses Ge-
setzes ist die für die Lebensmittelüberwa-
chung zuständige Kreisordnungsbehörde.  
 

  

§ 2 
Grundlagen der Bewertung 

 
(1) Die Ergebnisse amtlicher Kontrollen 
 
1. werden auf der Grundlage risikobasier-

ter oder von Amts wegen durchgeführ-
ter amtlicher Kontrollen von Betrieben 
nach den Beurteilungsmerkmalen ge-
mäß Nummer 2 und nach einheitlichen 
Beurteilungskriterien gemäß § 3 ermit-
telt, 

 

 § 2 
Grundlagen der Bewertung 

 
Unverändert  

2. erstrecken sich auf die Beurteilungs-
merkmale 

 
a) Zuverlässigkeit des Lebensmittel-

unternehmers, jeweils bezogen auf 
die Bereiche der Einhaltung der le-
bensmittelrechtlichen Bestimmun-
gen und der Rückverfolgbarkeit, 

 

  

b) Verlässlichkeit der Eigenkontrollen, 
jeweils bezogen auf die Bereiche 
HACCP-Verfahren, Untersuchun-
gen von Produkten und Tempera-
tureinhaltung, 

 

  

c) Hygienemanagement, jeweils be-
zogen auf die Bereiche bauliche 
Beschaffenheit, Reinigung und 
Desinfektion, Personalhygiene, 
Produktionshygiene und Schäd-
lingsbekämpfung und 

 

  

3. werden nach § 4 beurteilt und nach § 5 
bewertet. 

 
(2) Bis zur Durchführung der ersten amtli-
chen Kontrolle nach Inkrafttreten des Geset-
zes kann der Lebensmittelunternehmer bei 
der zuständigen Behörde beantragen, das 
Kontrollergebnis nach Aktenlage auf der 
Grundlage der letzten amtlichen Kontrolle zu 
ermitteln. 
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§ 3 
Beurteilungskriterien 

 
Die Beurteilungsmerkmale nach § 2 Absatz 
1 Nummer 2 werden anhand der Beurtei-
lungskriterien gemäß den Anlagen 1 bis 3 zu 
diesem Gesetz überprüft. 

 

 § 3 
Beurteilungskriterien 

 
Unverändert  

§ 4 
Beurteilung 

 
(1) Die Beurteilung der bei der amtlichen 
Kontrolle getroffenen Feststellungen zu den 
in § 2 Absatz 1 Nummer 2 genannten Beur-
teilungsmerkmalen erfolgt in Form von Beur-
teilungsstufen, denen die folgende Beurtei-
lung durch Punkte zugeordnet wird: 
 

Beurtei-
lungs-
stufe 

1 2 3 4 5 

Beurtei-
lung 

sehr 
gut 

gut zu-
frie
de
nst
el-
len
d 

aus-
rei-
chen
d 

nicht 
aus-
rei-
chen
d 

Punkte 
§ 2 
Num-
mer 2  
Buch-
stabe a 

0 2 4 6 8 

Punkte 
§ 2 
Num-
mer 2  
Buch-
stabe b 

0 6 12 18 25 

Punkte 
§ 2 
Num-
mer 2  
Buch-
stabe c 

0 12 20 30 40 

 
(2) Die zuständige Behörde dokumentiert die 
Beurteilung in schriftlicher oder elektroni-
scher Form entsprechend des Beurteilungs-
bogens nach Anlage 4 zu diesem Gesetz  
oder in vergleichbarer Form. 

 

 § 4 
Beurteilung 

 
Unverändert  
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§ 5 
Bewertung 

 
Zur Ermittlung des Kontrollergebnisses wird 
die Summe der Punkte gemäß § 4 Absatz 1 
zu den Beurteilungsmerkmalen gemäß § 2 
Absatz 1 Nummer 2 gebildet und bewertend 
folgenden drei Ergebnisstufen zugeordnet: 
 
0 - 36 Punkte: „Anforderungen erfüllt“ 
keine oder wenige geringfügige Mängel fest-
gestellt  
 
37 - 54 Punkte: „Anforderungen teilweise er-
füllt“ 
mehrere geringfügige oder einzelne schwer-
wiegende Mängel festgestellt  
 
55 - 73 Punkte: „Anforderungen unzu-
reichend erfüllt“ 
mehrere schwerwiegende Mängel festge-
stellt.  

 

 § 5 
Bewertung 

 
Unverändert  

§ 6 
Darstellung des Kontrollergebnisses 

 
(1) Die Darstellung des Kontrollergebnisses 
erfolgt in Form eines Balkendiagramms, das 
die Ergebnisstufen nach § 5 abbildet. Den 
Ergebnisstufen werden die Farben Grün 
(„Anforderungen erfüllt“), Gelb („Anforderun-
gen teilweise erfüllt“) und Rot („Anforderun-
gen unzureichend erfüllt“) zugeordnet. Die 
nach § 5 ermittelte Gesamtpunktzahl wird in 
Relation zur maximal möglichen Punktzahl 
gesetzt und im Balkendiagramm mit einem 
Pfeil markiert. Unter dem aktuellen Balkendi-
agramm werden die Beurteilungsmerkmale 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 und deren 
Beurteilung in Textform aufgeführt.  

 

 § 6 
Darstellung des Kontrollergebnisses 

 
Unverändert  

(2) Die zuständige Behörde erstellt unter 
Verwendung des in Anlage 5 zu diesem Ge-
setz aufgeführten Musters ein Dokument 
(Kontrollbarometer), das die Anschrift der zu-
ständigen Behörde, die Anschrift der Be-
triebsstätte und den Namen des verantwort-
lichen Lebensmittelunternehmers sowie die 
in Absatz 1 aufgeführten Angaben enthält. In 
dem Kontrollbarometer sind neben dem ak-
tuellen Kontrollergebnis noch die Ergebnisse 
der drei nach Ablauf der in § 11 Absatz 1 
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Satz 2 genannten Frist vorhergehend erfolg-
ten amtlichen Kontrollen unter Nennung des 
jeweiligen Kontrolldatums aufzuführen. Das 
Dokument ist mit dem Siegel der zuständi-
gen Behörde zu versehen.  

 
§ 7 

Information über das Kontrollergebnis 
 
Die zuständige Behörde stellt dem Lebens-
mittelunternehmer das Kontrollbarometer 
nach § 6 Absatz 2 in schriftlicher Form zur 
Verfügung. Bevor das Kontrollbarometer 
dem Lebensmittelunternehmer zur Verfü-
gung gestellt wird, hat ihm die zuständige 
Behörde Gelegenheit zu geben, sich zu dem 
Kontrollergebnis und zu den das Ergebnis 
tragenden erheblichen Tatsachen zu äu-
ßern. § 28 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der je-
weils geltenden Fassung gilt entsprechend. 
Eine Anhörung ist nicht erforderlich, wenn 
der Lebensmittelunternehmer darauf ver-
zichtet. Die Durchführung einer mündlichen 
Anhörung oder der Verzicht darauf sind in 
den Akten zu vermerken. 

 

 § 7 
Information über das Kontrollergebnis 

 
Unverändert  

§ 8 
Transparentmachung des Kontrollbaro-

meters 
 
(1) Der Lebensmittelunternehmer ist ver-
pflichtet, das Kontrollbarometer nach Maß-
gabe der Absätze 2 und 3 unverzüglich nach 
Erhalt für Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zugänglich zu machen. Die zuständige 
Behörde hat die Kontrollergebnisse unter 
Nennung des Lebensmittelunternehmers 
und der Betriebsstätte über das Internet oder 
in sonstiger geeigneter Weise öffentlich zu-
gänglich zu machen.  
 
(2) Bei Betrieben, die unmittelbar an den 
Endverbraucher abgeben, hat der Lebens-
mittelunternehmer das Kontrollbarometer an 
oder in der Nähe der Eingangstür oder an ei-
ner vergleichbaren, für die Verbraucherin o-
der den Verbraucher unmittelbar vor Betre-
ten der Betriebsstätte von außen gut sichtba-
ren Stelle anzubringen. Das Kontrollbarome-
ter ist vor Verschmutzung und Beschädigung 

 § 8 
Transparentmachung des Kontrollbaro-

meters 
 
Unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/14182 

 
 

8  

zu schützen. Ist das Kontrollbarometer ver-
ändert, beschädigt, unleserlich oder entfernt 
worden, hat der Lebensmittelunternehmer 
bei der zuständigen Behörde unverzüglich 
die Ausstellung eines neuen Kontrollbarome-
ters zu beantragen.  
 
(3) Für Betriebsstätten, in denen Lebensmit-
tel nicht oder überwiegend nicht unmittelbar 
an den Endverbraucher abgeben werden, 
hat der Lebensmittelunternehmer das Kon-
trollbarometer unverändert, vollständig und 
für die Verbraucherin oder den Verbraucher 
leicht auffindbar auf seiner Internetseite zu 
veröffentlichen. 
 
(4) Der Lebensmittelunternehmer darf die 
Abbildung des Kontrollbarometers nur voll-
ständig zu anderen Zwecken verwenden. 
Abweichungen in der Größe der Abbildung 
sind dabei zulässig.  
 
(5) Ein Kontrollbarometer verliert seine Gül-
tigkeit, sobald der Lebensmittelunternehmer 
von der zuständigen Behörde ein neues 
Kontrollbarometer erhalten hat sowie bei ei-
nem Wechsel des verantwortlichen Lebens-
mittelunternehmers oder bei wesentlichen 
Veränderungen der Betriebsstätte, die der 
Unternehmer der zuständigen Behörde ent-
sprechend den Vorgaben des Artikels 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 29. 
April 2004 über Lebensmittelhygiene (ABl. L 
139 vom 30.4.2004, S. 1, L 226 vom 
25.6.2004, S. 3, L 46 vom 21.2.2008, S. 51, 
L 58 vom 3.3.2009, S. 3), die zuletzt durch 
die Verordnung (EG) Nr. 219/2009 (ABl. L 87 
vom 31.3.2009, S. 109) geändert worden ist, 
mitzuteilen hat. Der Lebensmittelunterneh-
mer ist verpflichtet, ein ungültiges Kontrollba-
rometer aus der Betriebsstätte und aus sei-
ner Internetpräsenz zu entfernen sowie die 
Verwendung zu anderen Zwecken nach Ab-
satz 4 zu beenden.  

 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/14182 

 
 

9 

§ 9 
Zusätzliche amtliche Kontrolle 

 
(1) Auf Antrag des Lebensmittelunterneh-
mers soll die zuständige Behörde innerhalb 
von drei Monaten unangekündigt eine zu-
sätzliche, kostenpflichtige amtliche Kontrolle 
durchführen, wenn das Kontrollergebnis 
nach § 5 der Ergebnisstufe „Anforderungen 
teilweise erfüllt“ oder „Anforderungen unzu-
reichend erfüllt“ zugeordnet wurde. Satz 1 
gilt nicht, wenn das Kontrollergebnis der zu-
sätzlichen amtlichen Kontrolle oder einer 
amtlichen Nachkontrolle der Ergebnisstufe 
„Anforderungen teilweise erfüllt“ oder „Anfor-
derungen unzureichend erfüllt“ zugeordnet 
wurde. 
 
(2) Soweit das Ergebnis der amtlichen Kon-
trolle eines Betriebes, der bei der vorherge-
henden amtlichen Kontrolle mit „Anforderun-
gen erfüllt“ bewertet wurde, erstmalig zu ei-
ner Bewertung „Anforderungen unzu-
reichend erfüllt“ im Sinne von § 5 führt und 
der verantwortliche Lebensmittelunterneh-
mer danach unverzüglich einen Antrag auf 
Durchführung einer zusätzlichen amtlichen 
Kontrolle stellt, wird abweichend von § 6 Ab-
satz 1 nur das Ergebnis der zusätzlichen 
amtlichen Kontrolle in dem Kontrollbarome-
ter abgebildet. 
 

 § 9 
Zusätzliche amtliche Kontrolle 

 
(1) Auf Antrag des Lebensmittelunterneh-
mers soll die zuständige Behörde innerhalb 
von sechs Wochen unangekündigt eine zu-
sätzliche, kostenpflichtige amtliche Kontrolle 
durchführen, wenn das Kontrollergebnis 
nach § 5 der Ergebnisstufe „Anforderungen 
teilweise erfüllt“ oder „Anforderungen unzu-
reichend erfüllt“ zugeordnet wurde. Satz 1 
gilt nicht, wenn das Kontrollergebnis der zu-
sätzlichen amtlichen Kontrolle oder einer 
amtlichen Nachkontrolle der Ergebnisstufe 
„Anforderungen teilweise erfüllt“ oder „Anfor-
derungen unzureichend erfüllt“ zugeordnet 
wurde. 

 
unverändert  

§ 10 
Anordnungsbefugnis 

 
Die zuständige Behörde kann die notwendi-
gen Anordnungen und Maßnahmen treffen, 
die zur Beseitigung festgestellter Verstöße  
oder zur Verhütung künftiger Verstöße ge-
gen Vorschriften dieses Gesetzes erforder-
lich sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 10 
Anordnungsbefugnis 

 
Unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/14182 

 
 

10  

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Sat-
zes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
§ 6 Absatz 2 Satz 2, § 7 Satz 2 bis 5, § 8 
Absatz 1 bis 3 sowie § 9 treten am [einset-
zen: Datum des ersten Tages des sechsund-
dreißigsten auf das Inkrafttreten dieses Ge-
setzes folgenden Kalendermonats] in Kraft. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2022 außer Kraft. 
 

 § 11 
Inkrafttreten, Übergangsregelung,  

Evaluation, Außerkrafttreten 
 
(1) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Bis zum [einsetzen: Datum des ersten 
Tages des sechsunddreißigsten auf das In-
krafttreten dieses Gesetzes folgenden Ka-
lendermonats] stellt die zuständige Behörde 
dem Lebensmittelunternehmer zusätzlich zu 
dem Kontrollbarometer, wie es in Anlage 5 
aufgeführt ist, unter Verwendung des in An-
lage 6 zu diesem Gesetz aufgeführten Mus-
ters eine weitere Ausfertigung des Kontroll-
barometers zur Verfügung. Bei der weiteren 
Ausfertigung wird die Farbe der Ergebnis-
stufe, der im Einzelfall das Kontrollergebnis 
zugeordnet wird, deutlich erkennbar hervor-
gehoben. Soweit der Lebensmittelunterneh-
mer das Kontrollbarometer öffentlich zu-
gänglich machen möchte, kann er dafür eine 
der ihm zur Verfügung gestellten Ausferti-
gungen verwenden. 
 
(3) Das für den Verbraucherschutz zustän-
dige Ministerium soll nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes dem Landtag eine wissen-
schaftliche Evaluierung der Wirkungen ins-
besondere hinsichtlich Effizienz und Zieler-
reichung vor Ablauf des 60. Monats nach In-
krafttreten des Gesetzes vorlegen. 
 
(4) unverändert 
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Anlage 6 - neu -  
(zu § 11 Absatz 2) 

 
 

Information über Ergebnisse von Betriebskontrollen 
der amtlichen Lebensmittelüberwachung 

 
Anschrift zuständige Behörde 

     

     

     

      

 

 
 
 

Kontrollbarometer 
 
 

letztes Kontrollergebnis vom: 15.01.2017 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

        

Siegel Behörde 

        

 
 
 
  

Anschrift Betrieb   

     

     

     

verantwortl. Lebensmittelunternehmer: 

Zuverlässigkeit des Unternehmers zufriedenstellend 

Verlässlichkeit der Eigenkontrollen gut 

Hygienemanagement gut 
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Bericht  
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung zum Gesetz zur Bewertung, Darstellung und Schaf-
fung von Transparenz von Ergebnissen amtlicher Kontrollen in der Lebensmittelüberwachung 
(Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz - KTG), Drucksache 16/12857 (Neudruck), wurde vom 
Plenum nach der 1. Lesung am 16. September 2016 an den Ausschuss für Klimaschutz, Um-
welt, Naturschutz, Landwirtschaft überwiesen. 
 
Laut Bericht der Landesregierung habe der Landtag mit Beschluss vom 19. Februar 2014 (LT-
Drs. 16/3429) zum Antrag der Regierungsfraktionen „Eine effektive Lebensmittelkontrolle 
stärkt insbesondere die Ernährungswirtschaft in NRW“ unter Nummer 8 die Landesregierung 
aufgefordert, "für Transparenz bei den amtlichen Kontrollergebnissen im Gastronomie- und 
Lebensmittelbereich (Hygieneampel) zu sorgen". Im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien 
2012-2017 sei folgendes vereinbart: "Wir werden für Transparenz bei den amtlichen Kontroll-
ergebnissen im Gastronomie und Lebensmittelbereich (Hygienebarometer) sorgen. Sollte es 
nicht zeitnah zu einer Lösung auf Bundesebene kommen, werden wir den Beschluss der Ver-
braucherschutzministerkonferenz aus dem Jahr 2011 soweit wie rechtlich möglich auf Landes-
ebene umsetzen. Noch in diesem Jahr wollen wir in ausgewählten Kommunen mit einem in-
ternetbasierten Modellprojekt beginnen" (Nummer 3751-3756). 
 
Die Verbraucherschutzministerkonferenz habe sich auf einer Sonderkonferenz am 
19. Mai 2011 in Bremen mit einem von der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz er-
arbeiteten Modell zur Transparentmachung von Ergebnissen der amtlichen Lebensmittelkon-
trollen mit einheitlichen Bewertungsmaßstäben und einer geeigneten rechtlichen Grundlage 
für eine betriebsbezogene Veröffentlichung in allgemein verständlicher Form befasst. Die Ver-
braucherschutzministerkonferenz hielt den Vorschlag für grundsätzlich geeignet, um das Ziel 
einer besseren Information über die Kontrollergebnisse der Lebensmittelüberwachung für Ver-
braucherinnen und Verbraucher gut umzusetzen. 
 
Die Verbraucherschutzminister der Länder hätten den Bund seit 2011 mehrfach aufgefordert 
eine bundesrechtliche Grundlage für die Einführung des „VSMK-Modells“ zur Schaffung von 
Transparenz über die Ergebnisse der amtlichen Lebensmittelüberwachung zu schaffen. Zu-
letzt hätten sie im Mai 2015 dem Bund dafür eine Frist bis zum Sommer 2015 gesetzt. Der 
Bund sei jedoch trotz der vielfältigen Initiativen und jahrelangen Bemühungen auf fachlicher 
und verbraucherpolitischer Ebene dazu nicht bereit. 
 
Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft verweise vielmehr auf die Möglich-
keit der Länder, eigene landesrechtliche Regelungen über eine obligatorische Veröffentlichung 
aller Kontrollergebnisse durch den Lebensmittelunternehmer zu schaffen. 
 
Die Umsetzung des Landtagsbeschlusses und der Vorgaben im Koalitionsvertrag erforderten 
die Schaffung eines formellen Landesgesetzes, in dem das von der Verbraucherschutzminis-
terkonferenz erarbeitete Transparenzmodell im Landesrecht umgesetzt werde. 
 
Für die Durchführung des Gesetzes entstünden bei den zuständigen Kreisordnungsbehörden 
geringe Mehrkosten. Dem Land entstünden Kosten für die Einrichtung einer zentralen Inter-
netplattform, auf der die Kontrollergebnisse der Kommunen landesweit eingestellt werden sol-
len.   
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Es würden sich Auswirkungen auf die kommunale Selbstverwaltung ergeben, da in geringem 
Umfang zusätzlicher Aufwand im Rahmen bestehender Arbeitsabläufe begründet werde. Es 
sei nicht zu erwarten, dass eine durch das neue Gesetz den Kommunen entstehende Mehr-
belastung die im Konnexitätsausführungsgesetz festgelegte Bagatellschwelle überschreiten 
werde. Dies ergebe sich aus der diesem Gesetzentwurf als Anlage beigefügten Kostenfolgen-
abschätzung. 
 
Unmittelbare finanzielle Auswirkungen auf Lebensmittelunternehmen seien durch das Geset-
zesvorhaben kaum zu erwarten. Die Pflicht zur Transparentmachung schlechter Kontroller-
gebnisse könne zum Fernbleiben von Kunden mit der Folge von Umsatz- und Gewinneinbu-
ßen führen. Das Gesetz sei im Übrigen so ausgestaltet, dass der Lebensmittelunternehmer es 
selbst in der Hand habe, eine Bewertung „im grünen Bereich“ zu erhalten. So trete die Ver-
pflichtung zur Transparentmachung erst nach einer Übergangsfrist von 36 Monaten in Kraft. 
In dieser Zeit könne der Lebensmittelunternehmer Erfahrungen mit dem Transparenzsystem 
sammeln. Zudem werde ihm die Möglichkeit eingeräumt, kostenpflichtig eine zusätzliche amt-
liche Kontrolle zu beantragen, wenn die lebensmittel- und hygienerechtlichen Anforderungen 
in seinem Betrieb nur teilweise oder unzureichend erfüllt wären. 
 
Demgegenüber verfolge die Verpflichtung zur Transparentmachung überwiegende öffentliche 
Interessen von erheblichem Gewicht, die stärker zu gewichten seien als die Interessen einzel-
ner Betroffener, die lebensmittel- und hygienerechtliche Anforderungen in ihrem Betrieb stetig 
nur teilweise oder unzureichend erfüllten. 
 
Eine finanzielle Auswirkung auf private Haushalte sei nicht erkennbar. 
 
Der Gesetzentwurf habe keine unterschiedlichen geschlechtsspezifischen Auswirkungen, so 
dass Aspekte des Gender Mainstreaming nicht betroffen seien.  
 
Das Gesetz trete mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft. 
 
 
B Beratungsverfahren und Beratungsergebnisse 
 
Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
hat am 2. November 2016 zu diesem Gesetzentwurf eine öffentliche Anhörung von Sachver-
ständigen durchgeführt. 
 
Anlässlich dieser Anhörung sind von den geladenen Sachverständigen folgende Stellungnah-
men eingegangen: 
 
 

 

Eingeladen 
Redner/in 

Weitere Teilnehmer/innen 
Stellungnahme 

Städtetag Nordrhein-Westfalen  
 

Regine Meißner 
 

16/4392 

Landkreistag NRW  
 

Dr. Kai Zentara 16/4382 
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Eingeladen 
Redner/in 

Weitere Teilnehmer/innen 
Stellungnahme 

Herr Prof. Dr. Alexander Schink 
 

Prof. Dr. Alexander Schink 
 

16/4363 

Frau Roselyne Rogg 
Duisburger Werktstatt für Behinderte mit 
der betriebenen Gastronomie „Der kleine 
Prinz“ 
 

Roselyne Rogg 
 

-- 

Herr Poul Ottosen  
Staatssekretär a. D. 
Dänisches Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Fischerei 
 

Poul Ottosen 
 

16/4366 

Herr Johannes Heeg 
foodwatch 
 

Johannes Heeg 16/4398 

Herr Dr. Ralf Krumpholz 
Stadt Duisburg 
 

Dr. Ralf Krumpholz 16/4355 

Herr Norbert Vreden 
 

 
Norbert Vreden 

 
16/4362 

Herr Bernhard Burdick 
Verbraucherzentrale NRW e.V. 
 

Bernhard Burdick 
Isabelle Mühleisen 

 
16/4372 

Landesinnungsverband des Konditoren-
handwerks Nordrhein-Westfalen 
 

Michael Peschke 
Hubert Cordes 

 
16/4379 

Gewerkschaft Nahrung-Genuss- 
Gaststätten 
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen 
 

Isabell Mura 16/4374 

DEHOGA 
Herr Klaus Hübenthal 
 

Thorsten Hellwig 
16/4377 

2. NEUDRUCK 

Verband des Rheinischen 
Bäckerhandwerks  
Herr Walter Dohr  
 

Walter Dohr 16/4321 

Handelsverband Nordrhein-Westfalen e. V. 
Herr Dr. Peter Achten 
 

Dr. Peter Achten 
Ralf Marggraf 

16/4373 

Fleischerverband Nordrhein-Westfalen 
Frau Dr. Sabine Görgen 
 
 
 
 

 
Dr. Sabine Görgen 

Adalbert Wolf 
 

16/4324 
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Eingeladen 
Redner/in 

Weitere Teilnehmer/innen 
Stellungnahme 

Herr Hans Peter Riedmiller 
Landesverband der Lebensmittelkontrol-
leure und Lebensmittelkontrolleurinnen im 
öffentlichen Dienst 
 

Hans Peter Riedmiller 
Christoph König 

 
16/4369 

Herr Dr. Matthias Mainz 
IHK NRW 
 

Dr. Matthias Mainz 
Michael Rüscher 

16/4408 

 
Weitere Stellungnahmen: 
 
Hallo Pizza GMBH         16/4358 
 
Bundesverband Großhandel,  
Außenhandel, Dienstleistungen e,. V.       16/4364 
 
Bäckerinnungs-Verband 
Westfalen-Lippe        16/4370 
 
Verbraucherzentrale         16/4380 
Berlin 
 
 
Dokumentiert wird die Anhörung mit dem Ausschussprotokoll 16/1492. 
 
 
C Beratung und Abstimmung  
 
Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
hat den Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 16/12857 - Neudruck am 9. Februar 
2017 abschließend beraten. Folgende Änderungsanträge wurden gestellt: 
 
Änderungsanträge der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
 
1. In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „drei Monaten“ durch die Angabe „sechs Wochen“ 

ersetzt. 
 
Begründung: 
Um der Befürchtung entgegenzutreten, dass den kontrollierten Betrieben durch eine  Veröf-
fentlichung der Bewertung „Anforderungen teilweise erfüllt“ oder „Anforderungen unzu-
reichend erfüllt“ unangemessene Nachteile bis hin zu einer Existenzgefährdung drohen, soll 
die Frist zur Durchführung einer zusätzlichen amtlichen Kontrolle von drei Monaten auf sechs 
Wochen verkürzt werden. 
 
2. § 11 wird wie folgt geändert 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
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     „§ 11 

Inkrafttreten, Übergangsregelung, Evaluation, Außerkrafttreten“ 
 
 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 eingefügt: 
 

„(2) Bis zum [einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsunddreißigsten auf das 
Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats] stellt die zuständige Be-
hörde dem Lebensmittelunternehmer zusätzlich zu dem Kontrollbarometer, wie es in 
Anlage 5 aufgeführt ist, unter Verwendung des in Anlage 6 zu diesem Gesetz aufge-
führten Musters eine weitere Ausfertigung des Kontrollbarometers zur Verfügung. Bei 
der weiteren Ausfertigung wird die Farbe der Ergebnisstufe, der im Einzelfall das Kon-
trollergebnis zugeordnet wird, deutlich erkennbar hervorgehoben. Soweit der Lebens-
mittelunternehmer das Kontrollbarometer öffentlich zugänglich machen möchte, kann 
er dafür eine der ihm zur Verfügung gestellten Ausfertigungen verwenden. 
 
(3) Das für den Verbraucherschutz zuständige Ministerium soll nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes dem Landtag eine wissenschaftliche Evaluierung der Wirkungen insbe-
sondere hinsichtlich Effizienz und Zielerreichung vor Ablauf des 60. Monats nach In-
krafttreten des Gesetzes vorlegen.“  

 
 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.  
 
Begründung: 
Zu Absatz 2 (neu): Auf Anregung der Wirtschaft und des Handwerks, soll den Unternehmern 
in der 3-jährigen Einführungsphase zusätzlich zu dem in Anlage 5 dargestellten Kontrollbaro-
meter mit Pfeilmarkierung eine weitere Ausfertigung eines Kontrollbarometers zur Verfügung 
gestellt werden. Bei der weiteren Ausfertigung wird in dem Balkendiagramm das Kontroller-
gebnis nicht durch eine Pfeilmarkierung ausgewiesen. Die Markierung des Kontrollergebnis-
ses erfolgt durch eine deutlich erkennbare Hervorhebung der Farbe der Ergebnisstufe, der im 
Einzelfall das Kontrollergebnis zugeordnet wird. Die Art und Weise der Markierung wird durch 
Anlage 6 zu dem Gesetz vorgegeben. In der Einführungsphase können die Lebensmittelun-
ternehmer damit bei der freiwilligen Transparentmachung des Kontrollbarometers zwischen 
zwei Darstellungsformen wählen.  
 
Zu Absatz 3 (neu): Um Erkenntnisse über die Wirkungen des Gesetzes, insbesondere hin-
sichtlich Effizienz und Zielerreichung zu gewinnen, soll von dem für den Verbraucherschutz 
zuständige Ministerium eine wissenschaftliche Evaluierung durchgeführt und dem Landtag 
vorgelegt werden.  
 
 
3. Nach Anlage 5 wird dem Gesetzentwurf folgende Anlage 6 beigefügt: 
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Anlage 6 

(zu § 11 Absatz 2) 

 
 

Information über Ergebnisse von Betriebskontrollen 
der amtlichen Lebensmittelüberwachung 

 
Anschrift zuständige Behörde 

     

     

     

      

 

 
 
 

Kontrollbarometer 
 
 

letztes Kontrollergebnis vom: 15.01.2017 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

        

Siegel Behörde 

        

 
 
 
 
 
 

Anschrift Betrieb   

     

     

     

verantwortl. Lebensmittelunternehmer: 

Zuverlässigkeit des Unternehmers zufriedenstellend 

Verlässlichkeit der Eigenkontrollen gut 

Hygienemanagement gut 
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Die Fraktionen von CDU, FDP und PIRATEN stellten keine Änderungsanträge. 
 
Die Änderungsanträge der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurden en 
bloc abgestimmt und mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PIRATEN 
gegen die Stimmen von CDU und FDP angenommen.  
 
Abschließend wurde der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/12857 - Neu-
druck, in der geänderten Fassung mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
PIRATEN gegen die Stimmen von CDU und FDP angenommen.  
 
 
 
Friedhelm Ortgies 
Vorsitzender 


